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§ 2
Gegenstand der Begutachtung

(1) Gegenstand der Begutachtung sind technologische, 
bautechnische und ökonomische Arbeitsergebnisse, die 
lm Verlaufe der Vorbereitung von Investitionen bei 
der Ausarbeitung von Technisch-ökonomischen Zielstel­
lungen und Aufgabenstellungen entstehen. Dazu gehö­
ren auch Unterlagen über Variantenuntersuchungen, 
Zeichnungen, Modelle, Angebote ausländischer Lieferer 
und ergänzende Arbeitsunterlagen.

(2) Durch die mit der Begutachtung .eauftragten Ex­
perten können in Abstimmung mit der Gutachterstelle 
zusätzliche Untersuchungen veranlaßt bzw. selbst vor­
genommen werden.

(3) Zur Begutachtung gehört nicht die unmittelbare 
Mitarbeit von Experten an der Ausarbeitung der Doku­
mente und Unterlagen für Investitionen.

A b s c h n i t t  II

Aufgaben, Rechte und Arbeitsweise 
der Gutachterstellen

§ 3
Gutachterstellen

(1) Für die Durchführung der Begutachtung entspre­
chend §14 Abs. 4 der Investitionsverordnung bestehen:

a) das Staatliche Büro für die Begutachtung von In­
vestitionen als Organ der Staatlichen Plankom­
mission und zentrale Gutachterstelle,

b) Gutachterstellen der zentralen Staatsorgane und 
der Räte der Bezirke,

c) Gutachterstellen der WB und der Wirtschafts­
räte der Bezirke (bzw. diesen gleichgestellte Or­
gane in anderen Bereichen der Volkswirtschaft).

(2) Das Staatliche Büro für die Begutachtung von In­
vestitionen (SBBI) begutachtet die Investitionen, deren 
Vorbereitung und Durchführung der Kontrolle des 
Ministerrates unterliegen sowie alle von der Staatli­
chen Plankommission darüber hinaus festgelegten In­
vestitionsprogramme, -komplexe und -Vorhaben. Als 
Organ der Staatlichen Plankommission ist das SBBI 
zur Ausarbeitung der Vorlagen für die Bestätigung von 
Unterlagen dieser Investitionen hinzuzuziehen.

(3) Die Größe und die fachliche Zusammensetzung 
der Gutachterstellen richtet sich nach der Anzahl sowie 
der volkswirtschaftlichen Bedeutung der zu begutach­
tenden Investitionen. Es ist zulässig, fachlich geeigneten 
Einrichtungen die Funktion der Gutachterstellen zu 
übertragen.

(4) Maßgebend für die Planung der Arbeit der Gut­
achterstellen sind die entsprechend § 14 Absätzen 4 
und 5 der Investitionsverordnung getroffenen Fest­
legungen über die Zuständigkeit für die Begutachtung.

§4
Die Aufgaben der Gutachterstellen

(1) Die Gutachterstellen sind für die Leitung und Or­
ganisation der Arbeit der Expertengruppen verantwort­
lich. Insbesondere haben sie eine solche Arbeitsweise

der Expertengruppen zu gewährleisten, die eine objek­
tive Einschätzung der Investition sowie ein klares und 
beweiskräftig begründetes Gutachten sichert.

(2) Die Gutachterstellen haben darauf einzuwirken, 
daß Entscheidungen, die für die weitere Vorbereitung 
der Investitionen erforderlich sind, rechtzeitig getroffen 
werden.

(3) Bei der entsprechend § 11 Abs. 6 der Investitions­
verordnung erforderlichen Abstimmung haben die Gut­
achterstellen zu sichern, daß solche Unterlagen ausge­
arbeitet werden, die eine sichere Einschätzung der 
Technologie, der bautechnischen Lösung und des öko­
nomischen Nutzeffekts ermöglichen.

(4) Die Gutachterstellen sind entsprechend ihrer Zu­
ständigkeit Kcnsultationsstelle für die Fragen der Vor­
bereitung von Investitionen.

(5) Die Gutachterstellen sind verpflichtet, mit den für 
die territoriale Einordnung von Investitionen verant­
wortlichen Organen in den Phasen der Investitionsvor­
bereitung eng zusammenzuarbeiten. Insbesondere sind 
Vertreter bzw. Beauftragte der Bezirksplankommission 
in die Expertengruppen aufzunehmen.

(6) Auf Verlangen der Kreditinstitute sind die Gut­
achterstellen verpflichtet, deren Vertreter in die Exper­
tengruppen einzubeziehen.

(7) Die Gutachterstellen haben die Ergebnisse der 
Arbeit der Experten und Expertengruppen ständig aus­
zuwerten und die dabei gewonnenen Erkenntnisse den 
zuständigen Staats- und Wirtschaftsorganen zu vermit­
teln. Sie sind berechtigt, über einzelne Investitionen 
hinausgehende Untersuchungen prinzipieller Probleme 
zu empfehlen bzw. selbst vorzunehmen.

(8) Das SBBI hat als zentrale Gutachterstelle die Er­
fahrungen der Gutachterstellen zusammenzufassen, die 
Staatliche Plankommission über die prinzipiellen Fra­
gen der Vorbereitung der Investitionen zu informieren 
und Vorschläge zur Verbesserung der Investitionstätig­
keit zu unterbreiten.

§5
Kennziffernarbeit

(1) Die Gutachterstellen erfassen und systematisieren 
die Kennziffern der von ihnen begutachteten Investi­
tionen und machen sie anderen Stellen zugänglich. In 
Zusammenarbeit mit den jeweiligen wissenschaftlich- 
technischen Zentren ermitteln sie für die zu begutach­
tenden Investitionen Kennziffern, die den wissenschaft­
lich-technischen Höchststand charakterisieren.

(2) Alle Gutachterstellen sind verpflichtet, die bei der 
Begutachtung in ihrem Bereich ermittelten Kennziffern 
dem SBBI mitzuteilen. Das SBBI gibt hierzu die erfor­
derlichen methodischen Hinweise und arbeitet entspre­
chende Nomenklaturen aus.

§ 6
Rechte der Gutachterstellen

(1) Die Leiter der Gutachterstellen haben das Recht, 
Experten anzufordern und Mitarbeiter der Gutachter­
stellen als Sachverständige in Expertengruppen zu ent­
senden bzw. verantwortlichen Mitarbeitern die Leitung 
solcher Expertengruppen zu übertragen.


